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Die dänische EG-Politik — darauf wurde im Jahrbuch 1980 bereits hingewie-
sen1 — zeichnet sich durch einige wesentliche Konstanten aus: die Betonung
nationaler Souveränität und, im Zusammenhang damit, ein entschiedenes Be-
fürworten intergouvernementaler Kooperation sowie ein starkes Interesse, als
kleines Land wirtschaftlich von der Gemeinschaft zu profitieren.

Dänische EG-Politik wird aber auch unter ganz besonderen Rahmenbedin-
gungen formuliert: einer der Gemeinschaft gegenüber überwiegend ablehnend
eingestellten Bevölkerung2; einem Mehrparteiensystem, in dem die einzelnen
Parteien zur Frage der EG-Mitgliedschaft sehr kontroverse Positionen einneh-
men, die von einer eindeutigen Befürwortung bis zu totaler Ablehnung rei-
chen3; einer im Hinblick auf die EG-Mitgliedschaft intern gespaltenen Regie-
rungspartei, wobei sich in der die Minderheitsregierung stellenden Sozialdemo-
kratie Befürworter und Gegner der Gemeinschaft etwa die Waage halten dürf-
ten.

Diese Faktoren, zusammen mit den aktuellen wirtschaftlichen Schwierigkei-
ten, einer Arbeitslosigkeit von 9%, einem Zahlungsbilanzdefizit von 13 — 15
Mrd. Kronen, einem steigenden Haushaltsdefizit4 und einer tiefgreifenden Kri-
se im Agrarsektor5, haben 1981 einige Probleme ganz besonders in den Mittel-
punkt der EG-politischen Diskussion und der EG-politischen Aktivitäten des
Landes rücken lassen.

Einmal die Bemühungen um gewisse Veränderungen bei der Europäischen
Politischen Zusammenarbeit (EPZ), die dann im sogenannten ,Londoner Be-
richt' der Außenminister vom Oktober6 ihren Niederschlag fanden. Hier waren
es in erster Linie Befürchtungen hinsichtlich einer Abkehr vom strikt intergou-
vernementalen Charakter der Politischen Zusammenarbeit und die diskutierte
Einbeziehung sicherheitspolitischer Fragen, die zu lebhaften innenpolitischen
Auseinandersetzungen führten.

Zum zweiten die deutsch-italienischen Vorschläge für eine Europäische Ak-
te, die eine ganze Reihe aus dänischer Sicht äußerst problematische Elemente
enthielten.

Des weiteren der Mandatsbericht der Kommission vom Juni 1981, wo sowohl
mit Blick auf die Ausführungen zur Lösung der Probleme im Zusammenhang
mit einer Neuregelung des britischen Haushaltsbeitrags, als auch mit den Vor-
schlägen für eine Anpassung der Gemeinsamen Agrarpolitik, eine erhebliche
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Einschränkung der bisherigen wirtschaftlichen Vorteile des Landes aus der Ge-
meinschaft befürchtet werden mußte.

Neben der Auseinandersetzung mit Vorgängen auf der Gemeinschaftsebene
ist schließlich noch hinzuweisen auf eigene dänische Initiativen, die vor allem
zum Ziel hatten, die EG zu gemeinschaftlichen Aktionen zur Überwindung der
wirtschaftlichen Schwierigkeiten zu bewegen.

Die Diskussion über Veränderungen bei der EPZ

Die Diskussionen und Auseinandersetzungen über die geplanten Veränderun-
gen bei der EPZ hatten schon lange vor der Annahme des ,Londoner Berichts'
im Oktober begonnen. So hatte beispielsweise die dänische EG-Abgeordnete
Else Hammerich (Volksbewegung gegen die EG) bereits im Januar, in einem
Beitrag für die ,Berlingske Tidende', moniert, daß sicherheitspolitische Fragen
im Rahmen der EPZ diskutiert werden sollten7. Weitere Kritik bezog sich auf
die geplante Anerkennung des Rechts der Kommission, an den Beratungen der
EPZ teilzunehmen. In einer Anfrage im Folketing, dem dänischen Parlament,
wurde in diesem Zusammenhang schon das Gespenst eines EG-Außenministe-
riums an die Wand gemalt und war von einem Bruch einer der wesentlichen
Voraussetzungen für die dänische EG-Mitgliedschaft, der Bedingung, daß Au-
ßen- und Sicherheitspolitik nicht im Rahmen der EG und deren Institutionen
behandelt werden sollten, die Rede8. Sogar die Forderung nach einer Volksab-
stimmung war mit Blick auf die Ausführungen des ,Londoner Berichts' erho-
ben worden9.

Die Regierung hat vor dem Hintergrund dieser massiven Kritik immer wie-
der versucht, ihre Positionen zur EPZ und zum ,Londoner Bericht' deutlich zu
machen und zu erläutern10. Besonders aufschlußreich ist in diesem Zusammen-
hang ein Artikel von Außenminister Olesen in ,Politiken'n.

Olesen weist darin zunächst darauf hin, daß die EPZ außerordentlich wichtig
für Dänemark ist. Einmal weil dadurch in einem Ausmaß auf die internationale
Politik Einfluß genommen werden kann, wie es sonst für ein kleines Land nicht
möglich wäre. Zum anderen, weil durch die Zusammenarbeit und Abstimmung
mit den anderen EG-Staaten Zugang zu Informationen besteht, die von gro-
ßem Wert bei der Formulierung nationaler außenpolitischer Positionen sind.
Er macht aber auch klar, daß es sich bei der EPZ um eine traditionelle außen-
politische Zusammenarbeit zwischen zehn souveränen Staaten handelt, wie sie
auch in anderen Beziehungsfeldern, etwa in Form der nordischen außenpoliti-
schen Zusammenarbeit, besteht.

In seinen Ausführungen zum ,Londoner Bericht' greift Olesen die wesentli-
chen Vorwürfe der innenpolitischen Kritik auf. Er macht deutlich, daß auch
weiterhin eine strikte Trennung von NATO — wo verteidigungs- und militärpo-
litische Fragen diskutiert werden — und EPZ besteht. Die Beschäftigung mit si-
cherheitspolitischen Fragen in einem sehr weiten Sinne (Nord-Süd-Problema-
tik, Naher Osten, KSZE) allerdings gehöre längst zum Alltag der EPZ; die ent-
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sprechenden Passagen des ,Londoner Berichts' schrieben nur die bisherige Pra-
xis fest. Mit Blick auf das Recht der Kommission zur Teilnahme an EPZ-Sit-
zungen wird darauf hingewiesen, daß die Kommissionsbeamten zwar ihren
Standpunkt erläutern könnten, wenn Fragen ihres Verantwortungsbereichs an-
stehen, Entscheidungen aber nach wie vor ausschließlich von den Regierungen
getroffen werden. Der Charakter der EPZ als Zusammenarbeit souveräner
Staaten werde dadurch ebensowenig verändert, wie durch die Bereitstellung ei-
nes Beamten der vorhergehenden und nachfolgenden zur Unterstützung der je-
weils im Amt befindlichen Präsidentschaft. Hier gehe es nur darum, die Konti-
nuität der Arbeit zu sichern, keinesfalls um Ansätze zur Einrichtung eines Stän-
digen EPZ-Sekretariats.

Vergleicht man die Ausführungen Olesens mit der von verschiedensten Sei-
ten geäußerten Kritik, so wird deutlich, daß in zentralen Punkten doch mehr
Einigkeit besteht, als die vordergründigen Auseinandersetzungen vermuten
lassen. Der Wert der EPZ, die Möglichkeiten, die sich durch sie für Dänemark,
als kleines Land, bieten, wird durchaus — auch von den EG-Gegnern — gese-
hen. Grundlage für die Zusammenarbeit kann aber aus dänischer Sicht nur die
intergouvernementale Kooperation zwischen souveränen Staaten sein. Jede
Art der Institutionalisierung oder einer stärkeren Anbindung an die vertragsge-
stützten Politiken wird rigide abgelehnt. Hier macht sich ganz zweifellos eine
der eingangs erwähnten Konstanten dänischer EG-Politik, die Betonung natio-
naler Souveränität und intergouvernementaler Kooperation, bemerkbar.

Dänische Reaktionen auf den deutsch-italienischen Vorschlag für die
Fortentwicklung der Gemeinschaft zur Europäischen Union
Nach den obigen Ausführungen dürfte es nicht mehr überraschen, daß der ge-
meinsame deutsch-italienische Vorschlag für die Fortentwicklung der Gemein-
schaft zur Europäischen Union12 in Kopenhagen auf Ablehnung stieß. Waren
doch mit der Einrichtung eines Sekretariats für die Politische Zusammenarbeit,
der Einbeziehung sicherheitspolitischer Fragen und den z.T. sehr weitgehen-
den Vorschlägen für institutionelle Reformen — darunter eine formelle Zusam-
menfassung von vertragsgestützter Politik und EPZ unter dem Dach des Euro-
päischen Rats sowie eine Einschränkung des Veto-Rechts für die einzelnen
Mitgliedstaaten — Elemente enthalten, die für Dänemark absolut inakzeptabel
sind.

Anker J0rgensen dürfte wohl selten eine so breite politische Unterstützung
im Rücken gehabt haben wie im November, als er auf dem Europäischen Rat in
London den deutsch-italienischen Vorschlag, und insbesondere die Pläne zur
Einschränkung des Veto-Rechts, ablehnte. Einer Umfrage des ,Jyllands-Po-
sten' zufolge sprachen sich alle Parteien, wenn auch mit verschiedenen Begrün-
dungen, gegen eine Veränderung der derzeitigen Entscheidungsmodi im Mini-
sterrat aus. Selbst die bürgerlichen Parteien, die einen integrationsfreundliche-
ren Kurs befürworten, als die regierenden Sozialdemokraten, erklärten über-
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einstimmend, daß eine Modifizierung oder gar Abschaffung des Vetorechts
derzeit nicht aktuell sei und kein Bedarf für neue Schritte in Richtung auf eine
Europäische Union bestündeI3.j0rgensen — die vorgezogenen Wahlen am 8.
Dezember vor Augen — machte deutlich, daß zwar auch aus seiner Sicht die
Notwendigkeit bestehe, der europäischen Zusammenarbeit neue Impulse zuzu-
führen. Dies müsse jedoch durch konkrete Zusammenarbeit bei der Lösung
wichtiger und drängender gemeinsamer Aufgaben, besonders der Lösung der
aktuellen wirtschaftlichen Probleme, geschehen14.

Die dänische Haltung zum Mandatsbericht der Kommission vom Juni 1981

Das ausgeprägte wirtschaftliche Interesse an der Gemeinschaft, das auch in die-
ser Argumentation J0rgensens auf dem Europäischen Rat wieder zum Aus-
druck kam, läßt verständlich werden, daß die Diskussion des Mandatsberichts
1981 mit im Zentrum der dänischen EG-Politik stand.

Die Vorschläge der Kommission zur Finanzierung der Ausgleichszahlungen
an Großbritannien und zur Anpassung der Gemeinsamen Agrarpolitik riefen in
Dänemark einen Sturm der Entrüstung hervor. „Dänisches Nein zu Verände-
rungen in der EG-Agrarpolitik"15; „EG bedroht die dänische Landwirt-
schaft"16; so oder ähnlich lauteten die Leitartikel in der Presse nach Veröffent-
lichung des Mandatsberichts. Aber auch die Landwirtschaftsverbände17, eine
breite Front der politischen Parteien, die Vorsitzenden wichtiger Parlaments-
ausschüsse, wie etwa des Markt- und des Landwirtschaftsausschusses, und die
Regierung brachten in z.T. sehr scharfer Form ihre Ablehnung zum Aus-
druck18. Das kann nicht überraschen, würde doch die Realisierung der Kom-
missionspläne die jährlichen finanziellen Vorteile Dänemarks aus der Gemein-
schaft um rund 1 Mrd. Kronen reduzieren19.

Was waren nun die wesentlichen dänischen Argumente in der Diskussion
über den Mandatsbericht?

Mit Blick auf die im Zusammenhang mit den britischen Forderungen aufge-
kommenen Begriffe des ,Nettozahlers' bzw. ,Nettoempfängers' wurde zunächst
einmal auf die Problematik, ja Fragwürdigkeit eines derartigen Maßstabes hin-
gewiesen. Hier seien weder die Vorteile, die die einzelnen Mitgliedstaaten aus
der Zollunion, dem freien Markt für Industriegüter, ziehen, noch die besonde-
re dänische Situation, mit einem hohen Anteil von Agrarexporten in Drittlän-
der, ausreichend berücksichtigt. Die dänische Landwirtschaft werde damit
letztlich für ihre Exporterfolge bestraft, während Länder, wie beispielsweise
die Niederlande oder Frankreich, die ihre Agrarproduktion ausgebaut und da-
mit Überschüsse produziert hätten, sehr viel besser wegkämen20.

Besonders scharf kritisiert wurden die Überlegungen der Kommission, Aus-
gleichszahlungen an Großbritannien ggf. dadurch zu finanzieren, daß die Aus-
bezahlung der ,EAGFL-Garantieabteilung' in den einzelnen Ländern um einen
gewissen Betrag reduziert wird. Die jeweiligen Fehlbeträge müßten dann —
will man die Gemeinsame Agrarpolitik mit den einzelnen Marktordnungen im
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bisherigen Umfang beibehalten - aus den nationalen Haushalten bezahlt wer-
den. Aus dänischer Sicht ein erster Schritt zu einer Renationalisierung der
Agrarpolitik und deswegen absolut inakzeptabel21. Das Gleiche gilt für die Plä-
ne zur Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik, sofern davon die grundlegen-
den Prinzipien und Mechanismen tangiert sind. Aus diesem Grunde wird auch
die Einführung der Erzeugermitverantwortung als weiteres Grundprinzip der
GAP abgelehnt. In diesem Fall, so forderten selbst Vertreter der der EG ge-
genüber positiv eingestellten Venstre, müsse Dänemark, wenn nötig, von sei-
nem Vetorecht Gebrauch machen22.

Die dänische Regierung reagierte prompt und brachte schon beim Besuch
von Kommissionspräsident Thorn in Kopenhagen, im Juni, wenige Tage nach
Veröffentlichung des Mandatsberichts, ihre schwerwiegenden Bedenken vor23.
Eine weitere Gelegenheit zur Darlegung der dänischen Positionen bot der Eu-
ropäische Rat in London, im November. Anker J0rgensen sah sich hier u.a. mit
deutschen Vorwürfen konfrontiert, Dänemark — und die Niederlande — er-
hielten unverhältnismäßig viel Mittel aus dem EG-Haushalt24. Außerdem la-
gen nach wie vor die britischen Forderungen nach Ausgleichszahlungen sowie
Vorschläge für eine Mitverantwortungsabgabe bei Milch und der Einführung
einer Obergrenze für die Agrarausgaben der Gemeinschaft auf dem Tisch25.

Breite innenpolitische Unterstützung im Rücken und die vorgezogenen Neu-
wahlen am 8. Dezember vor Augen brachte J0rgensen sehr deutlich die ableh-
nende Haltung seiner Regierung zu diesen Überlegungen zum Ausdruck. Nach
Abschluß des Gipfels äußerte sich die dänische Delegation sehr zufrieden, vor
allem mit Blick darauf, daß Veränderungen bei der Gemeinsamen Agrarpolitik
hatten verhindert werden können26.

Weitere Schwerpunkte: Fischereipolitik und Initiativen für gemeinschaftliche
Anstrengungen zur Überwindung der Wirtschaftskrise

Ein Überblick über die dänische EG-Politik im Jahre 1981 wäre unvollständig,
ohne zwei weitere Schwerpunkte wenigstens kurz zu erwähnen. Da ist einmal
die Gemeinsame Fischereipolitik, an der Dänemark, als größte Fischfang-Na-
tion der EG27, naturgemäß ein besonderes Interesse besitzt. Auch 1981 gelang
es nicht, auf diesem, schon seit einigen Jahren auf der Tagesordnung stehenden
Gebiet, Fortschritte in den entscheidenden Fragen, so insbesondere bei der Be-
stimmung der Fangquoten für die einzelnen Mitgliedstaaten, zu erzielen.

Der im Februar 1982 in einem Referendum beschlossene Austritt Grönlands
aus der EG wird sicherlich nicht dazu beitragen, die Probleme zu reduzieren.
Die Auswirkung dieser Entscheidung auf die dänische EG-Politik wird im
nächsten Jahrbuch ausführlicher zu untersuchen sein.

Die schwierige ökonomische Situation im Jahre 1981 hat die dänische Regie-
rung veranlaßt, immer wieder auf Aktionen der Gemeinschaft zur Überwin-
dung der Wirtschaftskrise zu drängen. Dies ist zwar bisher nicht gelungen; al-
lerdings wurde im Verlauf des Jahres — nicht zuletzt auch nach dem Regie-
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rungswechsel in Frankreich — ein steigendes Interesse eines Großteils der Mit-
gliedstaaten an derartigen Aktivitäten registriert28. Man kann jedenfalls mit Si-
cherheit davon ausgehen, daß Inititativen in diesem Bereich mit an erster Stelle
im Arbeitsprogramm für die dänische Ratspräsidentschaft im zweiten Halbjahr
1982 stehen werden.

Zusammenfassung und Ausblick

Bemerkenswert ist, wie die eingangs erwähnten Konstanten dänischer EG-Po-
litik — die Betonung nationaler Souveränität sowie das Interesse, wirtschaftlich
von der Gemeinschaft zu profitieren — die konkreten Aktivitäten im Jahre
1981 prägten. Das wurde deutlich an den innenpolitischen Diskussionen um
den ,Londoner Bericht' und dessen Interpretation durch die Regierung, es
zeigte sich aber auch bei der Ablehnung des deutsch-italienischen Vorschlags
und wesentlicher Teile des Mandatsberichts der Kommission.

Diese Konstanten werden - ungeachtet der instabilen innenpolitischen Si-
tuation, die im Dezember wieder einmal zu vorgezogenen Neuwahlen geführt
hatte29 — auch weiterhin die dänische EG-Politik bestimmen. Es wäre gut, dies
bei den Diskussionen über die zukünftige Entwicklung der Gemeinschaft, etwa
im Bereich der Gemeinsamen Agrarpolitik, zu berücksichtigen.
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